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Gewäs serabstands I inienplan Vorderer l{ase lt,ranger bach ;
Cenehrnigungsgesuch '

Sehr geehrter Herr Gemeindamnann
Sqhr geehrte Gemeinderäte

a I

Sie traben uns in Befotgung von Art,. 31 des Baugesetzes (sGS 231.L;
abgekürzt BauG) den Baulinienplan Vorderer lllaseltrangerbach zur ce-
nehnigung eingereicht,. Dieser Plan legt für den WeiIer lr{aseltrangen
einen verminderten Gewäseerabstand fest,. Anstelle des ordentlichen
Gesässerabstandes von 10 n nach Art. 59 Abs. I BauG sieht der plan
eine Verringerung auf I bis 5 m vor. Die Gewäseerabstandslinie
folgt innerhalb' des Ortsbildschutzgebietes den bestehenden Bauten.
Oberhalb der Brücke der St.rasse Maseltrangen-Solenberg tiber den
Vorderen tqaselt,rangerbach weist die Ge¡rässerabstandslinie mit Aus-
nahme d.er Parzelle Nr. L273 keinen ve{ringerten Abstand auf  Im Be-
reich des genannten Grundstäcks, das irn Eigentum der 

 st,eht, fotgt die Gewässerabstandslinie den Um-
rissen des Gebäudes Vers.-Nr. 1025 und h¿itt einen vernirtderten Ab-
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stand von ungefähr 30 cm ein. Die Parzelle.Nr. L273 liegt, nach dem
Zonenplan der Gemeinde Schänis, Fraktion Maseltrangen, vom 6. Juni
1985 in der Wohnzone für Einfamilien- und Landhäuser.

Die Rechtsabt,eilung des Baudepartementes gab Ihnen sowie der Grund-
eigenÈünerin an 9. September 1988 von den Einwänden des Kantons-.
forst.amtes und des Planungsamtes Kenntnis. Die Beteiligten.erhiel-
Een Gelegenheit ztrE Stellungnahme. ÍÍährend Sie auf eine Eingabe
ve1zi'chteten, beantragte die Grundeigentümerin, der Baulinienplan
sei in der einger.eichten Form zv genehmigen. Sie macht,geltend, auf
dem Grundbuchplan sei kein Í{aId er¡rähnt. Ueberdies führt sie an, es
gehe Iediglich um den Gewässerabstand, der'tùaldabstand sei eine
andere Àngelegenheit.

II.

Das Gesuch um Genehmiguirg des Gewässerabstandslinienplanes Vorderer
Maseltrangerbach ist wie folgt zv beurteilen:

Nach Art. 59 Abs. r erster satz BauG haben Bauten und Anlagen
gegenüber seen und Flüssen einen Mindestabstand von z5 m, gegen-
über Bächen von ro m einzuhalt,en. Nach Art. 59 Abs. 5 BauG kön-
nen in Baureglement. in zonen-. ueberbauungs- oder Gest,artungs-.
p1ãnen andere Mindestabstände festgelegt werden, wenn es die
örtlichen VerhäItnisse rechtfertigen

Für die Beurteilung, ob die örtlichen Verhältnisse díe vorgese-
hene Herabsetzung des Ge¡rässerabstandes rechtfertigen, ist vom
Zseck der Ge¡rässerabständ'e auszuqehen. Diese haben vielfältige
Aufgaben. vorerst haben sie wie Strassenabstände eine gewisse
Ordnungsfunlction. Sodann erfülIen sie Aufgaben des Landschafts-
schutzes. Nach Àrt. L7 Abs. I des Bundesgesetzes über die Raum-
planung (sR Tooi abgektirzt RpG) sind Bäehe, Flilsse, seen.und
ihre Ufer in Schutzzonen aufzunehmen. St,att Schutzzonen festzu-
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legen, kann das kantonale Recht nach Art. 17 Àbs. 2 RPG anclere
geeignete Massnahmen vorsehen. Der st,. gattische Gesetzgeber.
verzichtete auf die Schaffung von Schut,zzonen. Flüsse, Bäche und
Seen und ihre Ufer gelten jedoch seit dem Nachtragsgesetz zum

Baugesetz (nGS I8-56) nach Art. 98 Abs. I BauG als Schutzgegen-
stände. Mit den Nachtragsgesetz hrurde zudem der Geltungsbereich
des Gewässerabst.andes naeh Art. 59 Abs. I BauG auf Bauten und
Anlagen gregenüber sämtt ichen uneingedolÈen Flüssen und Bächen
ausgedehnt. Ðer Schutz der See- und Flussuf e r bz¡¿. Bachuf er i.st,
ein wichtiges öffentliches Anliegen (8. Heer, llaterielles Baupo-
tizeirecht II und Baubewiltigungsverfahren, in: Das NachÈragsge-
setz zum st. gal l ischen Baugeset, z, Yeröff entl.ichungen des
Schwe izerischen Instituts für Verwaltungskurse an der Hochschule
St,. Gallen, St. GaIIen 1983, N I zu Art. 59 BauG, S. 180 tûit
Hinweisen auf die Gesetzesmaterialien). Iru we'iteren bezwecken
die Gewässerabstände den Schutz der Gewässer vor Beeinträchti-
gungen, die Sicherstetlung oder Erleichterung von !{asserbau- und
Unt,erhaltsarbeiten. Ausreichende Abstände sollen aber auch Bau-
ten vor Ei'nf lüssen'der Gewässer, namentlich Ueberschwemmungen,
schützen. Bei lfohnhäusern haben die AbsÈände zudem hygienische
Funktionen (Schutz vor Feuchtigkeit,, Gerüchen,usw. ). Schliess-
Iich sind die Planungsgrundsät.ze nacb Art. 3 RPG ztJ beachten.

I

2. Zu prüfen
Herabsetzung
fer t igen.

a)

ist
des

im folgenden, ob die örttichen Verhältnisse die
Gewässerabstandes im vorgesehenen Ausmass recht-

Die vorgesehene Abstandslinie unterhalb der Brücke der stras-
se Maseltrangren-Solenberg über den Vorderen l-laselt,rangerbach
folgt tiberuiegend den bestehenden Bauten. Für die noch un-
überbauten Freiflächen auf der Nordseite des fraglichen Ge-
wässers rurde der Abstand auf 5 m verringert. Das fragliche
Gebiet liegt, von den Gebäuden Vers.-Nrn. totg und 1O21 abge-
sehen, nach der Schutzverordnung vom 27. November 1984 inner-
halb des ortsbi ldschut,zgebiet,es . Die .Herabsetzung des Gewäs-
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serabstandes 1ässt sich deshalb aufgrund des Ortsbildschutzes
rechtfertigen. Dies gilt auch für die beiden Ietztgenannten
Gebäude, die wohl. nicht innerhalb des Ortsbildschutzgebietes
Iiegen, jedoch unnittelbar daran angrenzen und einen naÈür-
lichen Abschluss der Ueberbauung zwischen Strasse und Gewäs-
ser darstellen. Der Gewässerabstandslinienplan erweist sich
in diesem Teil als recht,- und zweckmässig.

b) Oberhalb der Brücke über den Vorderen È{aselt,rangerbach sieht
der Plan lediglich in Bereich der Parzelle Nr . L273 (Gebäude
Vers.-Nr. 1075) die Herabsetzung dés gesetzlichen,Gesãsser--
abstandes vor. Das fragliche Grundstück Iiegt, in der llohnzone
für Einfarnitien- und Landhäuser. Beim fraglichen Gebãude
weist, die Abstandslinie lediglich einen Abstand von ungefähr
O,30 m auf. Beim genannten Gebäude nanãelt es sich un eine
alte lrechslerei-t{erkstatt, die nach Auskunft der Grundeigen-
t,ümer in nicht mehr zur Beruf sausüb-ung benuÈzt wird. Das Ge-
bäude liegt zudem innerhalb des gesetzlichen lùaldabstandes
von 25 m (Art. 58 Abs. I erster Satz BauG) und verletzt, auf
zwei Seiten den vorgeschriebenen Grenzabs¡and. Ob es zoDen-
konform ist und die reglementarische Ausnüt,zung einhälE,
Iässt sich aufgrund der Unterlagen nicht abschliessend beur-
teilen. Auf diesen Abschnitt bestehen,.mit Ausnahme des Ge-
bäudes der p, keine weiceren
Bauten, die den gesetzlichen Abstand nach Art. 59 BauG yer-
Ietzen.

c) Zur Begründung für die Herabsetzung des Gewässerabstandes von
10 auf ungefähr O,30 n wird das Interesse der Grundeigentil-
merin angeführt, das bestehende Gebäude könnte andernfalls
nicht am gleichen Ort wiederaufgebaut werden. Andere Gründe,
die für die Verringerung des gesetzlichen Gewässerabstandes
sprechen rrtirden, werden nicht vorgebracht und sind aufgrund
der örtlichen Verhält,nisse auch nicht, erkennbar. Bei dieser
Betracht,ung wird jedoch ausser acht grelassen, daes darit auch
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die Erst,ellung eines vollståindig anderen, neuen Gebäudes
(Einfamilienhaus bzv. TeiI davon, Nebenbaute) mit einem Ge-
wässerabstand von nur O,30 m möglich ¡räre. Das fragliche,
nach den Zonenplan der Zone für Einfamitien- und Landhäuser
zugewiesene Gebiet ist, erst teilweise überbaut. Diese Zone
bezweckt. die Erst,eIlung einer Iockeren Ueberbauung. Eine ein-
heitliche Ueberbauung direkt am Ufer des Gewässers, die das
Ortsbild im fragtichen Abschnitt, wesentlich prägen rrürde, be-
st,eht, nicht. Neubauten haben in diese¡n Einfamilienhausgebiet
den gesetzlichen Abst,and einzuhalten. Die örtlichen Verhält-
nisse rechtferti'gen die Her.absetzung des Gewåisserabstandes
auf dem Grundst.ück Nr. 1273 von 1o auf 0,3O m nicht. Die An-
liegen des Landschaftsschutzes sind gewichtiger als'das
Int,eresse des Grundeigentümers an einer möglichst guten Nut-
zung seines Grundstückes. Der Gewässerabstandslinienplan Vor-
derer Maselt,rangerbach widerspricht deshalb im Bereich der
Parzelle Nr . L27 3 Art. 59 Abs. 5 BauG und kann daher in die-
sen TeiI nicht genehmigt, werden.

3 Für das Gebäude der Grundeigentümerin gilt die verfassungsrecht,-
liche Best,andesgarantie. Diese besagt,, dass bestehende, mit dem
geltenclen Recht in Widerspruch stehende Bauten unterhalten und
allenfalls zeitgemäss erneuert, werden dtirfen. Ob bei Eintreffen
eines Etement,arschadens der ûtiederaufbau bewilligt werden könn-
te, wäre dannzunal nach Art. 77 BauG zu prtifen. Auf diese Aus-
nahnebestimrnung wäre die Grundeigentümerin ohnehin angewiesen,
weil das best.ehende Gebäude zumindest auch der Vorschrift über
den Watdabstand (Art,. 58 Bauc) widerspricht und den vorgeschrie-
benen Grenzabstand nach Art. 1O des Baureglementes der Gemeinde
Schänis vom 22. Dezember Lg87 nicht einhäIt.

III.

In Anwendung von Art. 3l BauG und Art,. 94 Abs. l des Gesetzes ilber
die Verr¡alt,ungsrechtspf Iege (sGS 95I.1; abgekürzt, VRP) in Verbin-
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dung mit t¡r . 26. oI des
verhraltung (sGS 82f.5)
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Gebtihrentarifs ftir die Staat,s- und Gemeinde-
verftiqt das Baudepartement:

I Der Baulinienplan Vorderer Maseltrangerbach (Gewåieserabstands-
linie) wird unter. Vorbehalt von Ziffer 2 dieser Verfügung geneh-
migt.

Die Gewässerabstandslinïe im Bereich des Grundst,tlckes Nr. L273
wird nicht genehmigt,.

3. Die Gebühr für diese Verfügung beträgt Fr. 4Oo.--.

2

Recht,smi,t,telbelghrunq: cegen diese Verfügung kann nach Art.
Abs. ]. P innert, 'vierzehn Tagen seit Eröf f nung Rekurs beim
rungsrat erhoben werden.

Mit freundlichen Grüssen

Der Vorst,eher:
sig. Dr W. Geiger

Dr. IV. Geiger
Regierungsrat

43
Regie-
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Be i lagen:: Ueberbauungsplan
- Einzahlungsschein
K
- 
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weiter an:
- Kantonsforstamt, Moosbruggstrasse II,
- Rechtsabteilung (2)
- Ant für Umweltschutz
- Planungsamt
- RechnungsführeE (2)

9OOl St,. Gallen




